
P A U L  M E R K E R

„Sozialdemokratismus“ auch bei uns?
Lenin bezeichnete als „Sozialdemokratismus" den kleinbürger

lichen Opportunismus der Kautsky und Compagnie, deren „unter 
radikaler Phrase versteckten Opportunismus". Die geistigen Führer 
des „Sozialdemokratismus" sind „Revolutionäre" in Worten und 
„Reformisten" in Taten, sind „Internationalisten" in Worten und 
„Sozialchauvinisten" in Taten. Nach Lenin bildete der „Sozial- 
demokratismus" keine selbständige Richtung in der Arbeiterbewe
gung, denn er wurzelte weder in den Massen noch in der zur Bour
geoisie übergegangenen arbeiteraristokratischen Schicht. Seine Ge
fahr bestand darin, das Proletariat mit der verbürgerlichten Sozial
demokratie zu versöhnen und dadurch deren Autorität in den 
Massen zu heben.

Danach mag es scheinen, daß der „Sozialdemokratismus" für 
uns als der Geschichte angehörend betrachtet werden kann und daß 
es Raumverschwendung wäre, sich in unserer Presse damit zu be
schäftigen. In Wirklichkeit ist aber „Sozialdemokratismus" in ver
änderter Form auch bei uns lebendig und wirkt sich schädlich aus, 
denn damals wie heute fördert er die Bestrebungen der Reaktion.

Der Marxismus unterscheidet sich von dem kleinbürgerlichen 
opportunistischen „Sozialdemokratismus" vor allem darin, daß er 
die parlamentarisch-demokratische Republik mit ihrem unabsetz
baren, über dem Volke stehenden Beamtentum nicht für den end
gültigen Typus des Staates hält, sondern daß er für revolutionäre 
Epochen einen höheren Typus des demokratischen Staates als not
wendig erachtet. Die neue demokratische Republik, in der wir 
leben, unterscheidet sich von dem bürgerlichen demokratischen 
Staat dadurch, daß sie schon wichtige Merkmale eines demokrati
schen Staates höheren Typus aufweist. Diese wichtige historische 
Tatsache ist noch längst nicht von allen Mitgliedern unserer Par
tei erfaßt worden. Noch immer zeigt sich hie und da die Tendenz, 
das parlamentarisch-demokratische Staatsgebilde im Westen 
Deutschlands auf eine Stufe mit unserer neuen demokratischen Re
publik zu stellen. Seine Wahlgesetze werden als mehr oder weniger 
vorbildlich demokratisch, seine Wirtschafts- und Pressegesetze als 
Sicherung der persönlichen Freiheit und seine Beamtengesetze als 
Wahrung wohlerworbener Rechte angesehen. Es ist leicht vorstell
bar, daß die mit dieser Tendenz behafteten Genossen nicht daran 
denken, einen ernsten politischen Kampf für unsere Deutsche 
Demokratische Republik und seine Einrichtungen zu führen.

Wo sich solche Genossen im Apparat unseres neuen demokra
tischen Staates befinden, erkennt man sie leicht an dem starren 
Festhalten an althergebrachten Arbeits- und Entlohnungsmethoden 
und an der Abneigung, die Verantwortung für die eigenen Hand
lungen zu übernehmen. In der Regel sind sie sich angeblich nicht 
klar, daß unsere Blockpolitik nichts mit der Koalitionspolitik Schu
machers zu tun hat und daß die von uns erstrebte Nationale Front 
eine Nationale Front des demokratischen Deutschland ist und 
nationalistische Bestrebungen bekämpft. Gegen die von feindlichen 
Sendern und der feindlichen Presse verbreiteten Hetz- und Lügen
meldungen fehlen ihnen in der Regel die Argumente.

Ein solches kleinbürgerlich-opportunistisches Verwischen des 
grundsätzlichen Unterschiedes zwischen unserer Deutschen Demo
kratischen Republik und dem parlamentarisch-formaldemokrati
schen Staatsgebilde des westlichen Deutschland, das versöhn
lerische Verhalten gegenüber den Angriffen der Feinde unserer 
Deutschen Demokratischen Republik ist „Sozialdemokratismus". 
Wir brauchen nicht besonders hervorzuheben, daß dazu auch das 
versöhnlerische Verhalten gegenüber dem Ausdruck antisowjeti
scher Stimmungen und gegenüber Angriffen auf die Oder-Neiße- 
Grenze gehört.

Auch in der Arbeit mancher Mitglieder der Partei im Staats
apparat und in der Wirtschaft auf dem Gebiete der internationalen 
Beziehungen zeigt sich die Tendenz des „Sozialdemokratismus". 
Oder was ist z. B. das Unverständnis gegenüber der Tatsache, daß 
wir mit der großen Sozialistischen Sowjetunion und mit den volks
demokratischen Ländern nicht einfach Außenhandel betreiben, son
dern kameradschaftlichen Außenhandel? Es ist „Sozialdemokratis
mus". Man sieht nicht, daß in jeder Maßnahme, besonders auf die
sem Gebiet, das Freundschaftsverhältnis, das uns mit diesen uns so 
großzügige Hilfe gewährenden Ländern verbindet, praktisch zum 
Ausdruck kommen muß oder daß man sonst nur Internationalist in 
Worten, aber nicht in der Tat ist.

Unter den im Freien Deutschen Gewerkschaftsbund und in sei
nen Industriegewerkschaften tätigen Parteimitgliedern zeigt sich 
„Sozialdemokratismus" häufig in der kleinbürgerlichen opportu
nistischen Stellung zu unserem neuen demokratischen Staat. Diese 
Genossen verstehen nicht, daß sie unserem neuen demokratischen 
Staat uneingeschränkt und in der Tat positiv gegenüberstehen

müssen, indem sie ihn, seine Äußerungen und seine Handlungen 
unter den Massen entschieden vertreten und seine Feinde ent
schlossen bekämpfen. Ihre Beschlüsse und Maßnahmen dürfen ein
zig und allein von den Notwendigkeiten und den Interessen unse
res neuen demokratischen Staates und seiner Wirtschaft diktiert 
sein, denn diese Notwendigkeiten und Interessen entsprechen den
jenigen der Arbeiterklasse und aller Werktätigen in Dorf und 
Stadt.

Eine ^weitere Erscheinung des „Sozialdemokratismus" unter 
Parteimitgliedern, die im FDGB oder in dessen Industriegewerk
schaften tätig sind, ist die ideologische Gleichmacherei dem volks
eigenen Sektor unserer Wirtschaft und den kapitalistischen Be
trieben gegenüber. Diese ideologische Gleichmacherei entspringt 
dem Spontanen und Unpolitischen dieser Genossen in ihrer ge
werkschaftlichen Arbeit, die, oft überlastet mit Kleinarbeit, den 
Blick dafür verlieren, welcher grundsätzliche Unterschied zwi
schen dem volkseigenen Sektor unserer Wirtschaft und den privat
kapitalistischen Betrieben besteht, und daß derselbe bei der politi
schen Erziehung der Arbeitermassen eindeutig hervorgehoben wer
den muß.

Stark ausgeprägt ist die Tendenz des „Sozialdemokratismus" 
bei einer Anzahl von Parteimitgliedern, die in der Gegenseitigen 
Bauernhilfe tätig sind. Bei diesen Genossen ist eine starke Neigung 
zur politischen Neutralität und ein sehr ernster Mangel an Aktivi
tät zur politischen Durchdringung der werktätigen Bauernschaft 
mit den Grundsätzen unserer Partei und unseres neuen demokrati
schen Staates zu verzeichnen. Sie wichen zurück vor den Angriffen 
des Feindes bei solchen außerordentlich wichtigen Fragen wie der 
des Landarbeiterschutzgesetzes. Das Spontane und Unpolitische in 
der Arbeit dieser Genossen tritt deutlich in der Unterschätzung 
ihrer Hauptaufgabe zutage, die in der Hebung des politischen und 
fachlichen Niveaus der werktätigen Bauernschaft und deren feste 
Bindung an unsere neue demokratische Republik besteht.

Anstatt eine wirkliche Massenschulung zu organisieren, ver
geuden diese Genossen in der VdgB ihre Zeit mit sogenannten 
wirtschaftlichen Aufgaben, die den werktätigen Bauern wenig 
Nutzen bringen und die viel besser durch die Kreis- und Dorf-

In nachfolgendem Beitrag macht der Genosse Otto Schön 
einige Vorschläge zur Verbesserung unseres Instrukteur
systems, die sich aus den Erfahrungen der Instrukteurarbeit 
in der sächsischen Parteiorganisation und aus dem Studium 
der Parteiarbeit in der Sowjetunion ergaben, die für eine 
ständige und direkte Anleitung der Parteieinheiten von 
großer Bedeutung sind. Wir stellen den Artikel zur Diskus
sion und bitten unsere Genossen aus den Ländern, zum 
Artikel des Genossen Schön Stellung zu nehmen, wobei wir 
die Hoffnung aussprechen, daß der III. Parteitag auch zu 
dieser Frage richtungweisende Beschlüsse fassen wird.

Die Redaktion

Es besteht kein Zweifel darüber, daß sich die Einrichtung 
des Instrukteurapparates in der Partei bewährt hat. Bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Parteiwahlen des ver
gangenen Jahres haben die Instrukteure entscheidend mit
gewirkt. Durch sie ist die Verbindung der Kreisvorstände 
mit den Grundeinheiten und der Landesvorstände mit 
den Kreisvorständen und den Grundeinheiten viel enger 
geworden. Die Anleitung und Unterstützung der Partei-
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